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für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025 
Antrag der Fraktion der FDP vom 14.10.2025 
,,Störung einer Lesung in der Neuen Synagoge Düsseldorf" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­
sende ich den schriftlichen Bericht zum Tagesordnungspunkt - ,,Störung 
einer Lesung in der Neuen Synagoge Düsseldorf'. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Schriftlicher Bericht 
des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025 
zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Störung einer Lesung in der Neuen Synagoge Düsseldorf" 
Antrag der Fraktion der FDP vom 14.10.2025 

Die am 01.10.2025 bei der Kreispolizeibehörde (KPB) Düsseldorf als zu­
ständige Versammlungsbehörde angezeigte Versammlung (Kundge­
bung) mit dem Versammlungsthema „Keine Bühne für die israelische Ar­
mee!" begann am 09.10.2025 um 18:29 Uhr in der Nähe der Neuen 
Synagoge Düsseldorf (Zietenstraße) und zählte in der Spitze ca. 100 teil­
nehmende Personen. Sie wurde um 20:05 Uhr durch die Versammlungs­
leitung beendet; bis 20:20 Uhr hatten sich alle ehemaligen Versamm­
lungsteilnehmerinnen und Versammlungsteilnehmer vollständig entfernt. 

Nahezu gleichzeitig fand im Zeitraum von ca. 19:30 Uhr bis ca. 22:00 Uhr 
eine Buchlesung mit anschließender Fragestunde eines deutsch-israeli­
schen Publizisten in der Neuen Synagoge Düsseldorf statt. An dieser 
nahmen ca. 230 Personen teil. 

Veranstalter der in Rede stehenden Versammlung war die Gruppe „Ri­
seUp Düsseldorf'. Diese Gruppe positioniert sich im Themenfeld Antiras­
sismus. Darüber hinaus rief die Gruppe in der Vergangenheit auch zu 
Veranstaltungen in den Bereichen Antirepression, Antimilitarismus, Pa­
lästinasolidarität sowie Antikapitalismus auf. Die große Themenvielfalt 
deckt sich dabei sowohl mit den Themenfeldern linksextremistischer wie 
auslandsbezogener Extremisten. Teilweise sind Kooperationen von Ri­
seUp Düsseldorf mit linksextremistischen Gruppen wie z. B. ,,Jugend ge­
gen Rechtsruck" belegt. 

Im Rahmen des am 07.10.2025 durch die KPB Düsseldorf durchgeführ­
ten Kooperationsgespräches wurde zur Schaffung einer sachgerechten 
räumlichen Distanz zwischen Synagoge und der Versammlungsörtlichkeit 
eine alternative Versammlungsörtlichkeit einvernehmlich festgelegt, so­
dass die angezeigte Vers_ammlungsörtlichkeit in der Zietenstraße weiter 
in Richtung Roßstraße verlegt wurde. Dadurch wurde in der Zietenstraße 
zwischen Beginn des Grundstückes der Neuen Synagoge Düsseldorf und 
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der Versammlungsörtlichkeit ein zusätzlicher Abstand von ca. 40 Metern 
geschaffen. Dabei spielte auch eine Rolle, dass dem Veranstalter im Rah­
men der Ausübung des Grundrechtes auf Versammlungsfreiheit grund­
sätzlich auch die Wahl einer Versammlungsörtlichkeit zusteht. Dies kann 
auch den Anspruch beinhalten, in Hör- und Sichtweite zu einer Örtlichkeit, 
die Gegenstand des Protestes ist, zu demonstrieren. 

Darüber hinaus wurde dem Anzeigenden mitgeteilt, dass sich bei Durch­
führung der Versammlung unter dem von ihm ursprünglich angezeigten 
Versammlungsthema (,,Kriegsverbrecher raus aus Düsseldorf: Keine 
Bühne für die israelische Armee!") der Anfangsverdacht einer Straftat 
(Volksverhetzung) vorliegen könnte. Vor diesem Hintergrund sei die Ver­
sammlung mit diesem Thema nicht bestätigungsfähig. Daraufhin wurde 
das Versammlungsthema durch den Versammlungsanzeigenden geän­
dert. Im Vorfeld erfolgte durch die KPB Düsseldorf auch die Prüfung, ob 
mögliche Verbotsgründe vorliegen könnten. Unter Berücksichtigung des 
nach Art. 8 GG verfassungsrechtlich garantierten Grundrechts auf Ver­
sammlungsfreiheit und der hieraus resultierenden rechtlichen Verpflich­
tung auf Prüfung milderer Mittel, wie beispielsweise die Nutzung be­
schränkender Verfügungen, lagen die Voraussetzungen für ein 
Versammlungsverbot nicht vor. Die Versammlung wurde jedoch durch die 
KPB Düsseldorf hinsichtlich der Inhalte bei Redebeiträgen und Parolen, 
mitzuführender Gegenstände und der Bekanntgabe der zuvor genannten 
Verfügungen an alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer beschränkt. In der 
versammlungsrechtlichen Bestätigung wurde darüber hinaus gesondert 
daraufhin hingewiesen, dass u. a. die Verwendung der Parole „From the 
river to the sea - Palestine will be free" oder Abwandlungen dieser Parole 
den Anfangsverdacht einer Straftat begründen könnte. 

Bereits am Vortag wurde durch die KPB Düsseldorf ergänzend zu der 
bereits im Rahmen des polizeilichen Objektschutzes angeordneten dau­
erhaften polizeilichen Präsenz eine verstärkte Bestreitung sowie Aufklä­
rung im Rahmen der Streife im Nahbereich der Synagoge angeordnet. 

Das polizeiliche Einsatzkonzept sah für den Einsatztag u. a. ein vorgela­
gertes Sperrkonzept im gesamten Straßenblock Mauerstraße, Zieten­
straße, Bankstraße und Roßstraße vor, um einen ungehinderten Zugang 
zur Synagoge bzw. zur Veranstaltung für Berechtigte zu gewährleisten 
und Einwirkungen von außen zu verhindern. Darüber hinaus wurde in der 
Zietenstraße zwischen der Versammlungsörtlichkeit und der Synagoge 
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eine zusätzliche Sperrlinie mittels Absperrgitter und Polizeikräften einge­
richtet. Das polizeiliche Sperrkonzept umfasste dabei die Einrichtung von 
Durchlassstellen, um Berechtigten, wie beispielsweise Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern der Buchlesung oder Anwohnerinnen und Anwohnern, 
nach Einzelfallprüfung Durchlass zu gewähren. Im Verlauf des Einsatzes 
wurden weder Durchbruchversuche von Versammlungsteilnehmerinnen 
und -teilnehmern oder sonstiger Personen noch Probleme hinsichtlich 
des Erreichens der Veranstaltungsörtlichkeit oder von Anwohnerinnen 
und Anwohnern bekannt. 

Darüber hinaus war eine sichtbare polizeiliche Präsenz im Rahmen eines 
mobilen Raumschutzes im erweiterten Umfeld der Synagoge vorgese­
hen, um eine störungsfreie An- und Abreise von Veranstaltungs- und Ver­
sammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmern zu gewährleisten. 

Durch die einsatzführende Polizeiinspektion der KPB Düsseldorf erfolgte 
mit Zulauf auf die Veranstaltung sowohl ein telefonischer als auch per­
sönlicher Austausch mit dem Sicherheitsbeauftragten der Jüdischen Ge­
meinde Düsseldorf. Am Einsatztag befand sich der Polizeiführer während 
des gesamten Einsatzes durchgehend im Einsatzraum und hielt proaktiv 
Kontakt zum Verantwortlichen des Sicherheitsdienstes. Auch die Behör­
denleiterin der KPB Düsseldorf befand sich vor Ort, um sich persönlich 
ein Bild vom Einsatzverlauf und den polizeilichen Maßnahmen zu ma­
chen. Auch unabhängig von der konkreten Kontaktaufnahme im Zusam­
menhang mit der Buchlesung am 09.10.2025 steht die KPB Düsseldorf in 
regelmäßigen Austausch mit der Jüdischen Gemeinde Düsseldorf. 

Im Verlauf der Versammlung wurden insgesamt 14 Fahnen durch Polizei­
kräfte festgestellt, deren Aufdruck jeweils den Anfangsverdacht einer 
Straftat begründeten. Die Verwendung dieser Fahnen wurde videogra­
fisch gesichert; anschließend wurden nacheinander bei allen 14 Beschul­
digten die Personalien festgestellt und Strafverfahren eingeleitet. Die 
Fahnen wurden sichergestellt bzw. beschlagnahmt. Nach Abschluss der 
polizeilichen Maßnahmen wurden die Beschuldigten entlassen und konn­
ten wieder an der Versammlung teilnehmen. Die Voraussetzungen für ei­
nen Ausschluss dieser Personen aus der Versammlung lagen nach ver­
sammlungsrechtlicher Bewertung der KPB Düsseldorf nicht vor. Im 
Zusammenhang mit den Redebeiträgen erfolgten durch zwei Redner je­
weils einmalig der Ausspruch „Massenmörder Israel" sowie einmalig 
durch einen der beiden Redner die Parole „From the river to the sea". Aus 
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diesem Grund wurden Strafverfahren gegen eine namentlich bekannte 
und eine unbekannte Person eingeleitet. Die Ermittlungen dauern an. 
Nach Beendigung der Versammlung wurden gegen 20:50 Uhr durch Po­
lizeikräfte fünf Personen bestehend aus ehemaligen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern der Versammlung im Bereich Klever Straße/Roßstraße 
festgestellt, da diese gemeinsam die Parole „From the river to the sea" 
riefen. Die Handlungen sowie die darauf erfolgten polizeilichen Maßnah­
men wurden durch eine weitere Person mittels Mobiltelefon gefilmt und 
live im Internet gestreamt. Von der fünfköpfigen Gruppe sowie der filmen­
den Person wurden die Personalien festgestellt und Strafanzeigen gefer­
tigt. Das Mobiltelefon wurde sichergestellt. 

Zu der Veranstaltung der Jüdischen Gemeinde Düsseldorf erfolgte die 
Wegführung durch die eingerichteten Durchlassstellen im polizeilichen 
Sperrkonzept. Durchlassersuchende Personen wurden hier jeweils einer 
Einzelfallprüfung unterzogen, wie beispielweise der Abgleich zum ange­
gebenen Wohnsitz oder ob andere berechtigte Interessen vorlagen. 
Durchsuchungen der Personen erfolgten durch die Polizei nicht, da die 
rechtlichen Voraussetzungen nicht vorlagen. Der Zugang zu der Veran­
staltung erfolgte nach gesonderter Einlasskontrolle, welche durch den Si­
cherheitsdienst der Jüdischen Gemeinde Düsseldorf in eigener Verant­
wortung durchgeführt wurde. Art und Umfang der Kontrollen oblagen 
dabei dem Veranstalter. Kurz nach Beginn wurden im Veranstaltungssaal 
durch vier Personen sogenannte Konfetti-Kanonen verwendet. Die Ver­
anstaltung wurde dadurch gestört. Die vier Personen verließen die Ver­
anstaltungsörtlichkeit nach Aufforderung durch den Sicherheitsdienst zu­
nächst nicht, woraufhin diese durch den Sicherheitsdienst nach draußen 
begleitet wurden. Dort erfolgte eine Übergabe an polizeiliche Einsatz­
kräfte. Von allen vier Personen wurden die Personalien festgestellt sowie 
Strafanzeigen gefertigt und Platzverweise ausgesprochen. 

Im polizeilichen Vorgangssystem liegen im Zusammenhang mit dem Ver­
sammlungsgeschehen zu sieben Beschuldigten kriminalpolizeiliche, zu 
drei Beschuldigten liegen darüber hinaus staatsschutzrelevante Erkennt­
nisse vor. Aus der in der Synagoge agierenden Personengruppe liegen 
zu einer Person kriminalpolizeiliche Erkenntnisse vor. 

Der Verfassungsschutz erteilt grundsätzlich keine Auskunft über Einzel­
personen. 
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Auf der Basis der vorliegenden Informationen wird der Einsatz der KPB 
Düsseldorf zum gegenwärtigen Zeitpunkt als sachgerecht bewertet. Das 
Ziel des polizeilichen Einsatzkonzeptes, auf der einen Seite die Teil­
nahme an der Veranstaltung in der Neuen Synagoge Düsseldorf zu er­
möglichen und auf der anderen Seite die Wahrnehmung der grundgesetz­
lich geschützten Versammlungsfreit in Hör- und Sichtweite zu 
gewährleisten, wurde erreicht. Anlassbezogen erforderliche strafpro­
zessuale Maßnahmen wurden konsequent durchgeführt. Die Ermittlun­
gen dauern an. 

Im Nachgang zu der Veranstaltung der Jüdischen Gemeinde Düsseldorf 
wurde durch die Stabsstelle „Prävention" im Ministerium für Kultur und 
Wissenschaft in Gesprächen mit der von der Jüdischen Gemeinde Düs­
seldorf getragenen Servicestelle SABRA (Servicestelle für Antidiskrimi­
nierungsarbeit, Beratung bei Rassismus und Antisemitismus) auch die 
Störung der Lesung in der Neuen Synagoge Düsseldorf thematisiert. Das 
Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie teilt mit, 
dass Frau Ministerin Neubaur, die im regelmäßigen Austausch mit Ver­
treterinnen und Vertretern der Jüdischen Gemeinde steht, wenige Tage 
nach der Lesung ein Gespräch mit dem Direktor der Jüdischen Gemeinde 
Düsseldorf geführt hat. 
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